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Der Frage nach der Entstehung der Bekennenden Kirche nachgehen, heißt,
die Vor- und Frühgeschichte des Pfarrernotbundes untersuchen. Im Pfarrer-
notbund formierte sich ZuUuUerst der bekenntnismäfßige Widerstand die
mit „Deutschen Christen“ besetzten Kirchenleitungen und damıt der Wider-
stand die Versuche des nationalsozialistischen Regimes, die evangelische
Kırche organisatorisch und ıdeologisch „gleichzuschalten“. In ıhm schloß sıch
ein sroßer Teıl der evangelischen Pfarrerschaft ZUuUr Verteidigung des Bekennt-
nısses ZUSAaMMCI, das durch die Ubernahme des „Arierparagraphen“ für die
Evangelische Kirche der altpreußischen Unı1i0on verletzt WAafr,; zugleich sicherte
MNan den Amtsbrüdern Unterstützung Z die iıhres FEıntretens tür das
Bekenntnis willen gemaßregelt und verfolgt wurden. Unter „Verteidigung
des Bekenntnisses“ verstand der Pfarrernotbund wıe spater auch die Be-
kennende Kirche nıcht alleın die Wahrung des überlieferten „Bekenntnis-
standes“, sondern VOTLT allem das öffentliche Bekennen der Wahrheit des
Evangeliums gegenüber deutschcehristlichen und völkischen Irrlehren. Der
Pfarrernotbund entwickelte dabei Formen öffentlichen Bekennens und
Methoden kırchlichen Widerstands, die VO  - der Bekennenden Kirche über-
OomMmmMen und während des Kirchenkampftes immer wieder praktızert WUL-

den: Kanzelabkündigung und Fürbitte, Intormatıion durch Rundschreiben
und Unterrichtung der Gemeinden 1im Gottesdienst und 1n besonderen Ver-
anstaltungen, Proteste durch Kundgebungen, ın Eingaben und auf Flug-
blättern. Auch die 1mM Pfarrernotbund ausgebildete orm gemeinschaftlicher
Leitung durch Bruderräte wurde vorbildlich für die Bekennende Kirche
für den Autbau des kirchlichen Notregiments. „Von Anfang bemüht, alle
Gemeindeglieder ZUr gleichen Verantwortung und 1n die Front des
Kampfes hineinzuziehen“,* bereitete der Pfarrernotbund schliefßlich die Ent-
stehung der Bekennenden Gemeinden, den Zusammenschlufß VO  w} Gemeinde-
gliedern SA dem Wort“ VOL. So oilt der Pfarrernotbund Recht als die

Diese „Studien“ sind 1m Zusammenhang MmMI1t einer Monographie „Martın Nıe-
möller 1m Kirchenkampft, Widerstand un Bekenntnis“ entstanden, einer Dısser-
tatıon, der der erf£. auf Wunsch VO  3 Pro Dr. Egmont Zechlin arbeitet.

urt Scharf, Der Pfarrernotbund, 1n : Bekennende Kirche Festschrift für Martın
Nıemöller Z.U) Geburtstag. Hrsg ochalskı und olf München 1952;

136—-141



Untersuchungen

‚eıine Wurzel der werdenden Bekennenden Kırche“; und auch die andere
„Wurzel“, die Bildung der Bekennenden Gemeıinden, 1St auf die Inıtiatıve
des Notbundes und der 1n ıhm vereinıgten Ptarrer zurückzuführen.?*

Angesichts des ebhaften historischen und kirchengeschichtlichen Interesses
den Vorgangen des Kirchenkampftes und zumal der Geschichte der

Bekennenden Kirche erscheint wünschenswert, die Zusammenhänge, die Y

der Entstehung des Pfarrernotbundes geführt haben, eingehender kennenzu-
lernen, als auf rund der biısherigen Darstellungen möglıch SE In den
allgemeinen Darstellungen um Kirchenkampf und den Vorgangen des
Jahres 1933 begegnet INa  e häufig NUr dem Hınweıs, der Notbund se1 VO  -

Martın Niemöller 1mM September 1933 1m Anschlufß die Tagung
der altpreußischen Generalsynode gegründet worden: auch 1n
Spezaaluntersuchungen sınd bisher 1Ur einzelne Entwicklungszüge 2US$S der
vielfältigen Vorgeschichte erhellt worden. Auf die Zusammenhänge zwischen
den 1im Julı 1933 gegründeten Pfarrerbruderschaften 1m Rheinland und 1n
Westfalen und der Entstehung des Pfarrernotbundes hat Wılhelm Niemöller
hingewiesen;* den Anteil der Pftarrer Jacob, Goltzen und Weschke A2UuUsS der
Nıederlausitz der Vorbereitung und Gründung des Notbundes hat ar]
Kupisch 1n seiınem Autsatz „Zur enes1s des Pfarrernotbundes“ dargestellt.‘
Eın SCNAUCS Bild über die Vorgeschichte des Pfarrernotbundes äßt sıch jedoch
TST entwerfen, WE mMa  w der Entstehung und Entfaltung der verschiedenen
regionalen Pfarrerbruderschaften und Pfarrervereinigungen se1it dem Früh-
SOININCL 1939, den Verbindungen zwischen diesen Zusammenschlüssen und
der Jungreformatorischen Bewegung, 1n der sıch zunächst die Gegner der
„Glaubensbewegung Deutsche Christen“ sammelten, und der vorbereitenden
Bedeutung dieser Pfarrervereinigungen für den Pftfarrernotbund nachgeht.
Die Erörterung der Kundgebungen, der Thesen und Rıchtlinien, die VO  e die-
SCIHl Pfarrergruppen und VO'  e} der Jungreformatorischen Bewegung heraus-
gegeben wurden, oll dabei vVvon der rage geleitet se1N, 1eweıt 1n diesen
Stellungnahmen bereits Gedanken und Konzeptionen sıchtbar werden, die
spater die innere Entwicklung der Bekennenden Kiırche wesentlich bestimmt
haben

Die Bildung DON Pfarrergruppen ın der eılt
des preußischen Staatskommissariats

Unmiuittelbar nach der Einsetzung des Staatskommuissars für samtlıche V anl-

gelischen Kirchen in Preußen Junı 1933 vereinıgten siıch die der Jung-
reformatorischen Bewegung nahestehenden Pfarrer 1n bruderschaftlichen Zu-
sammenschlüssen, gemeinsam den staatlıchen Eıngriften 1n die kirchliche
Eigenständigkeit Wiıiderstand eısten. Dıiese 1n den einzelnen Kiırchen-
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provınzen der altpreußischen Unıi0on gebildeten Pfarrergruppen bereiten
den Pfarrernotbund organisatorisch durch regionale Sammlungen VvOoTrT; ıhre
7Zı;ele entsprechen : E bereits den Zzentralen Bestrebungen des Notbundes:
geistliche Konsolidierung innerhalb der Pfarrerschaft und gemeinsame Ver-
teidigung der kirchlichen Eigenständigkeit, der Freiheit für die schriftgemäße
Verkündigung und der Bekenntnisgrundlagen der evangelischen Kırche

Am Juni 1933 WAar iın den preußischen Landeskirchen erstmalıg die tür
den Kirchenkampf typische Konfliktsituation eingetreten. Unter dem Vor-
wand, der altpreußische Kırchensenat habe das AÄAmt des Präsidenten wenn

auch 11UT vorläufig NECUu besetzt, ohne das nach dem preußischen Kirchen-
vertrag erforderliche Einverständnis des Staates einzuholen, setzte der Preu-
Rısche Kultusminister Rust den Landgerichtsrat August Jager als Kommissar
tür alle preußischen Landeskirchen ein. urch ager wurden mehrere (sene-
ralsuperintendenten suspendiert, die kirchlichen Körperschaften aufgelöst und
die leitenden Ämter kommissarısch MIt Bevollmächtigten besetzt, die samt-
lıch Mitglieder der „Glaubensbewegung Deutsche Christen“ Nachdem
die verfassungsmäfßige Ordnung 1in der großen evangelischen Landeskirche
Deutschlands gewaltsam beseıitigt worden WAar, War auch Friedrich VO  3

Bodelschwingh nıcht mehr möglıch, das Amt des Reichsbischofs auszuüben,
mMIi1t dem 1 Maı VOIl1 den Bevollmächtigten der evangelischen Landeskir-
chen beauftragt worden Wa  $ Diese Sıtuation stellte die ekenntnistreuen
Glieder der evangelischen Kirche VOTr die ragen, ob INa  ; das Eingreifen des
Staates 1in innerkirchliche Angelegenheiten hinnehmen dürfe, ob IMNa  - siıch
einer Kirchenleitung, die sıch weder die Verfassung noch al die Bekennt-
nısgrundlagen gebunden fühlte, unterordnen könne und ob möglıch sel, miıt
en „Deutschen Christen“ 1n einer Kirchengemeinschaft leiben.

Erste AÄAntworten auf diese Zzentralen ragen des Kirchenkampfes sind in
Stellungnahmen Friedrich VO  , Bodelschwinghs und der preußischen General-
superintendenten enthalten: 1n Bodelschwinghs „ Wort Alle, die Nsere

Deutsche Evangelische Kirche 1eb haben“ VO Junı, 1n dem „Aufruf
die Gemeinden“, den die altpreußischen Generalsuperintendenten
Juni herausgaben,® und in dem Oftenen Brief des Generalsuperintendenten
(Utto Dibelius äager VO: Juni

In diesen Kundgebungen wird einhellig dem Staat das Recht abgesprochen,
die Ordnung der Kirche eigenmächtig regeln und Kirchenleitungen von
sıch Aaus bestimmen;: „bischöfliche un priesterliche Funktionen“ könnten
„ MUr VONn der Kirche übertragen und VO'  ; der Kirche zurückgenommen WeI -
den (Dibelius Jäger) Dibelius erklärt sıch WAar bereıt, 1im Gehorsam

die „weltliche Obrigkeıit“ auf die Ausübung „aller Verwaltungs-
geschäfte“ verzichten, „D1s die Frage nach der Rechtsgültigkeit der An-
ordnung geklärt sel; betrachtet jedoch die „geıistliche Leitung“ als kirch-
lichen Auftrag, als Verpflichtung Gott, VO'  z der sich durch „keinen

Veröftentlicht 1n : Die Christliche Welt, (1933 Sp 667
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Staatskommissar beurlauben lassen“ könne. Auch Bodelschwingh erklärt, daß
angesichts der Eınsetzung des Staatskommissars die ihm übertragene Auf-

yabe nıcht mehr durchtühren könne, dafß damıt jedoch nıcht „der Auftrag
hıinfallig geworden“ sel, den 5  us (GSottes and übernommen“ habe In
dem Aufruftf der Generalsuperintendenten wırd über die Trennung zwiıschen
geistlicher Leitung und kirchlicher Verwaltung hinausgehend der rund-
SAatLz aufgestellt, „Außeres und Inneres“ stehe AI eiıner christlichen Kırche 1ın
N Wechselwirkung“; diese (für die spatere Auffassung VO Wesen der
Kirchenleitung wichtige) These beinhaltet, dafi MI1t der geistlichen Leıtung
auch das Recht auf die Ausübung der Verwaltung unverziıchtbar sel,

egen die Eınsetzung VO'  3 „Deutschen Christen“ ın die Ämter der Kır-
chenleitung wenden die Generalsuperintendenten e1n, da{fß diese Männer wne
‚allzu enge“ Bindung der Kirche den Staat anstrebten. Sie neigten dazu,
„das Evangelium der deutschen Reformation“ polıtisch verfälschen, und
gefäihrdeten durch die Anwendung politischer Machtmittel „dıe oftene Erör-
terung der gyrofßen Fragen unsereSs Glaubens“. Dem Jäger Z geistliıchen
Vizepräsiıdenten der altpreußischen Unıion ernannten Pfarrer Joachım Hos-
senfelder, der als Reichsleiter der „Glaubensbewegung Deutsche Christen“
hervorgetreten WAar, verweıgern die Generalsuperintendenten ıhres
„Gewissens“ willen die Anerkennung 1m höchsten geistliıchen Amt der Lan-
deskirche.

Im Zusammenhang eiıner Untersuchung über die Vorgeschichte des Pfarrer-
notbundes sind diese Kundgebungen insofern bedeutsam, als S1Ee Aufrute
die Pfarrerschaft enthalten, sıch einem gemeınsamen Vorgehen INMECN-

zuschließen. Bodelschwingh Ordert einem Kampf un die „innerlich freie
Kirche des Evangeliums“ auf, einem Kampf, der sıch nıcht in kırchenpoliti-
schen Auseinandersetzungen erschöpfen dürte, sondern einer Festigung
„1mM Glauben und Bekennen“ führen musse. Sein Aufruft richtet sıch „alle
Brüder AÄmt“®: bıittet s1e, „überall Kreise sammeln, die gemeı1n-

Arbeit und gemeinsamem Gebet willig sind.“ Dıie Generalsuper-
intendenten ruten die Gemeinden und Pfarrer auf, siıch mit ihnen „ZUSamm-
menzuschliefßen, damıit olk und Kirche VOTL schwerem Schaden bewahrt
bleiben“. Die Ptarrer sollen die Gemeinden ’ (zottes Wort“ sammeln: die
Gemeindeglieder werden Unterstützung ihrer Pfarrer gebeten. Fuür den

Julı ordnen die Generalsuperintendenten einen “Buß- und Betgottes-
dienst“ A 1n dem „dıesenNot uUuNscrer Kirche VOTLr das Angesicht des
Jebendigen Gottes“ gebracht werden oll Ziel der Autrute 1STt eın treier
Zusammenschluß der Ptarrer der Führung der VO  e der Kirche autori-
sıerten leitenden Geistlichen, ine geistliche Konsolidierung 1im Glauben und
1 Bekennen, die Aktivierung un Unterweıisung der Gemeinden und 1ne
gemeinsame Demonstration die Mafßnahmen der illegitimen Kirchen-
behörden.

Diıesen Kundgebungen gıngen mannıgtfache Unterredungen 7zwiıischen den
Generalsuperintendenten, den Mitgliedern des preußischen POK: dem Kreıis

Friedrich VO  3 Bodelschwingh und den tührenden Mitgliedern der Jung-
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reformatorischen Bewegung VOTAauUSs, die durch Eıntragungen in den
„Amtskalendern“ Martın Niemöllers belegt sind.? Danach besprach Martın
Niemöller Junı, nachdem die Kirchenversammlung 1n Eisenach
bereits miıttags verlassen hatte, 1n wiederholten Zusammenkünften
MIiIt Bodelschwingh und Gerhard Stratenwerth das „Grußwort Bodel-
schwinghs die Gemeinden“. Zu diesem „Grufßwort“ dem „Wort alle,
die UNSeEIC Deutsche Evangelische Kirche jeb haben“ 1St eın handschrift-
lıcher Entwurt VO  $ Stratenwerth erhalten.? Es 1St daher wahrscheinlich, daß
dıe beiden Adjutanten des „designıerten Reichsbischofs“ Niemöller und
Stratenwerth der Konzeption w.16€e den Formulierungen dieses Auf-
rufs maßgeblich beteilıgt sind. Auch die Stellungnahmen der Generalsuper-
intendenten wurden wiederholt zwischen Dibelius und Niemöller beraten,
teils un Hinzuziehung VO  3 Walter Künneth und Hanns Lihe, die SC-
eiınsam mit Niemöller die Leitung der Jungreformatorischen ewegung
bildeten. Der Entwurtf für den Aufrut der Generalsuperintendenten »” die
Gemeinden“ tTammıt VO  3 Martın Niemöller.!1® Aus diesen Zusammenhängen
erklärt siıch die Ahnlichkeit in den Stellungnahmen, die sich bıs autf einzelne
Formulıerungen erstreckt, und der gleichzeıitige Aufruf Bodelschwinghs und
der Generalsuperintendenten 41 Pfarrer und Gemeinden. Da die Leıtung der
Jungreformatorischen ewegung durch Niemöller maißgeblich den era-
(unNgenN beteiligt WAaäl, kann ia  — in den Aufruten iıne Fortsetzung der De-
strebungen erblicken, ıne „lebendige, bekennende, kämpfende und etende
Gemeinde“ durch „Bildung VO  a Kampfbünden, Arbeitsgemeinschaften,
(durch) Einrichtung VO  w Schulungswochen und dergleichen“ 1Ns Leben
rufen.!!

Die Jungreformatorische ewegung unterstutzte das Vorgehen der Kır-
chenführer MIt wel Rundschreiben, deren Titel „Der Kampf die inner-
lich freie Kiırche des Evangeliums geht weıter!“ (und „Der Kampf geht
weıter!!!“) wörtlich der Erklärung Bodelschwinghs entnommen sind. In dem
ersten Dokument, das auf den oder Junı datıeren SE wird der
kompromifßlose Kampf „Uum die Reinerhaltung des biblischen Evangeliums
und die Substanz der Kirche“ proklamıert. Der Staat se1l nıcht befugt,
die Generalsuperintendenten „Von ıhrem geistlichen Hırtenamt abzusetzen“,
da ihnen die Kirchenleitung nıcht durch den Staat übertragen worden se]1. Dıe
Generalsuperintendenten behielten vielmehr das echt aut die Ausübung
iıhres Amtes „auch dann,; W CI InNna  - s1e ın den Urlaub schickt“ Angesichts
der staatlichen Gewaltmaßnahmen estehe die rechtmäßige Kirchenleitung

Die kürzlich wieder aufgefundenen Amtskalender Martın Niemöllers wurden
mır VO:!  3 Pastor l. Wilhelm Niemöller ZUr Einsicht gegeben.

Hauptarchiv der von-Bodelschwinghschen-Anstalten 1n Bethel; Nachla{fß Fried-
riıch VO: Bodelschwingh, „Kirchenkampf 1933“

10 Eintragung Martın Niemöllers 1m „Amtskalender“ VO!  en 1933 dem
„Aufruf der GenSpdten. gemacht“.

11 Mitteilungen der Jungreformatorischen Bewegung Nr VO! 1933:
Biıelefelder Archiıv des Kirchenkampfes (BA); Jungreformator. ewegung.

12 B  $ Jungreformator. Bewegung.
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1n der Zusammenarbeıt der VO  3 der Kırche autorisierten Persönlichkei-
ten AMMIT denen, die ihnen halten“. Der „Kampf die innerlich freie
Kırche des Evangeliums“ oll zunächst durch Vervielfältigung und Verbrei-
Cung der Kundgebungen Bodelschwinghs und der Generalsuperintendenten,
durch hre Verlesung während des „Bufß- und Betgottesdienstes“ Jul:
un durch die Sammlung und Unterrichtung der Gemeindeglieder aufge-
NOINMECN werden. Dıie Jungreformatorische Bewegung VOIN ıhren
Mitgliedern 1n diesen Auseinandersetzungen „Mut Zu Bekennen und wenn

nÖtIg, auch Zu Leiden“.
In dem zweıten, amn Juniı herausgegebenen Rundschreiben !® wird be-

dierichtet, da{flß ‚allenthalben 1im Bereich der altpreufßischen Union
Widerstandsfront die kırchenpolitischen Unternehmungen der Deut-
schen Christen 1n überwältigender Weıse 1m Wachsen“ sel. Eın ACFStCFK Er-
folg  « des geschlossenen Widerstandes wil rd iın der „Beurlaubung“ des Pfarrers
Hossentelder aAaus dem „höchsten geistlıchen Amt der Kirche“ erblickt. Ander-
SeItSs habe sıch der Konflikt inzwischen mit der Suspendierung weıterer (Gene-
ralsuperintendenten un Superintendenten und mMIit der Inhaftierung zweıer
Ptarrer erheblich verschärft. Unter Hınweis aut die Schrift Martın Luthers
„Von weltlicher Obrigkeit“, in der die Kirche um Wiıderstand angehalten
wird, wWenn die weltliche Obrigkeit gewaltsam 1n Fragen des Glaubens un
des Bekennens eingreift, erklärt daher die Jungreformatorische ewegung:
„Der STAatus contessi0n1s SI WE Je, dann jetzt gegeben“.

Damıt nımmt die Jungreformatorische Bewegung einen Begrift auf, der
Zuerst von Dietnich Bonhoefter auf die Auseinandersetzungen miıt den Deut-
schen Christen, iıhren Irrlehren un iıhren kirchenpolitischen Manıiıpulationen
bezogen worden ist.** In dieser Sıtuation tolgerten Bonhoefter un se1ın
Freund Franz Hildebrandt aus dem „STAatus confession1s“, dafß alle Ptarrer
eın „Interdikt“ aussprechen sollten, durch das S1E sıch weıgerten, bıs ZuUur

Zurückziehung der Staatskommissare ırgendwelche Amtshandlungen OTrZU-
nehmen.?® Dıie Jungreformatorische ewegung forderte dagegen die Pfarrer
erneut auf, sich den Generalsuperintendenten unterstellen und „ausschließ-
lich ın ıhnen die mafßgebliche Kircheninstanz sehen“. Den VO Staats-
kommissar verlangten SRevers:.; das Amt in ‚seınem Sınne“ führen, solle
Man zurückweisen Nnter Berufung auf die „ausschliefßliche Verbindlichkeit
des Ordinationsgelübdes“. Eıne demonstrative Amtsniederlegung, der
sıch vermutlich 1Ur eın Teil der Pfarrer, die ZzuU Widerstand bereit d  1N,
beteiligt hätte, ware eıner Kırchenspaltung, eınem „Schisma gleichgekom-
men un hätte dazu führen können, daß die opponierenden Pfarrer SUSPCH-
diert, daß s1ie mMi1t den ihnen haltenden Gemeindegliedern Aaus der Landes-
kirche als einer Körperschaft öftentlichen Rechts 1n ıne evangelische Tre1-
kırche verdrängt worden waren. Dıie Jungreformatorische Bewegung dagegen

13 B  9 Karl Amborn 1933
Eberhard Bethge, Dietrich Bonhoefer. Theologe, Christ, Zeıtgenosse. München

1967, 339
15 ebda., 344



Schmidt, Studıen ZUr Vorgeschichte des Pfarrernotbundes

hoffte, die „Substanz der Kirche“, „dıe freie Kırche des Evangelıums“ 1n der
bestehenden iırchlichen Organısatıon wahren können, indem S1e die Pfar-
FOT dazu anhıelt, lediglich die kirchlich autorisierten Leitungen anzuerkennen
und ıhr Verhalten allein Ordinationsgelübde auszuri  ten.

Der Hınweıs 1n dem Zzweıten Rundschreiben der Jungreformatorischen
Bewegung auf die Bildung einer „Wıderstandsfront allenthalben im Bereich
der altpreußischen Union“ ISt eın erstier Anhaltspunkt für die Entstehung VON
Pfarrerzusammenschlüssen in den altpreußischen Kirchenprovinzen.

In Westfalen bildeten sıch bereits 1n der Woche nach dem Junı
Widerstandsgruppen; S1E entstanden durch gemeınsame Erklärungen VO:  -
Pfarrern einzelner Kirchenkreise und wuchsen Jul:i mi1t der „Bekentnis-
front der Pfarrer für das biblische Evangelium“, dem spateren „Bund
Wort und Kirche“, Am Junı hatten 19 Dortmunder Pfarrer
gleichlautende Telegramme den Reichspräsidenten, den Reichskanzler, den
Reichsinnenminister und den preufßischen Kultusminister gesandt, 1n denen
s1€e um ine „sofortige Wiederherstellung der Freiheit der Kiırche ihrem
gottgewollten Diaenst olk und Vaterland“ baten.!® Am Juniı nier-
zeichneten Pfarrer 1in Bielefeld das von Wilhelm Niemöller verftafßte
„Bekenntnis westtälischer Pfarrer AUuUSs der Synode Bieleteld“ .17 Hıerin wiırd
die Ernennung des Staatskommissars als „unerträgliche Verletzung der F  ı  €1-
heit der Kırche“ bezeichnet und „schärfster Protest“ erhoben die wiıder-
rechtliche Eınsetzung VON „geistlichen Führrern und kirchlichen Körperschaf-
ten.  « Man fordert für die evangeliısche Kirche Freiheit SA selbständigen
Gestaltung des kırchlichen Neubaus“. Im Anschluß an die Aufrufe Bodel-
schwinghs und der Generalsuperintendenten bekunden die Pfarrer ıhre Be-
reitschaft, weiterhin den legitimen kirchlichen Führern „Gefolgschaft lei-
sten  “ Dieses „Bekenntnis“, ın dem die Anliegen der bekenntnistreuen Pfar-
GT bündig und nachdrück lich ftormuliert Waren, erwıes sich als zentrales
Dokument für die Bildung einer „Wiıderstandsfront“ 1in Westfalen; wurde
amn Juli VON der westtälischen Superintendenten-Konferenz, die in Hamm

der Leitung VO  w Präses Koch übernommen !® und gleichzeitig VON
der „Bekenntnisfront“ als Manıftest verbreitet, hinter dem sıch die um
Wıderstand entschlossenen Pfarrer sammeln sollten.!?

AÄAm Jul: versammelten sich 150 Pfarrer Aaus der Kirchenprovinzauf Einladung arl Lückings in Do:tmund, die „Bekenntnisfront der
Ptarrer tür das biblische Evangelium“ gründen. Von dieser Tagung singen
Hındenburg und Hıtler Dankschreiben für die Einleitung „ OTIStGF ch'-itte

16 Wiılhelm Niemöller, Bekennende Kirche 1n Westtalen. Bieleteld LE 51
ext des „Bielefelder Bekenntnisses“ bei Kurt Dietrich Schmidt (Hrg.), Die Be-

kenntnisse un grundsätzliche Außerungen 7ARRe Kirchenfrage 1933 Göttingen 1934
Wılhelm Nıemöller, Karl Koch Präses der Bekenntnissynoden. Bethel 1956,Z

19 Dokumente ber die Tagungen der westtälischen „Bekenntnisfront“ und
10 Juli; B Handakte Karl Lücking Wilhelm Niemöller schreibt ZUF Verbreitungdes „Bielefelder Bekenntnisses“ He fand ın wenigen Tagen lebhaften Widerhall,der sıch 1n fast zahllosen weıteren Unterschriften bezeugte“ (Bekennende Kıiırche 1n
Westfalen, O 51)
Zitschr. G
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CCZUFr. Wiederherstellung der Einheit und Freiheit der evangelischen Kırche

Die Leitsätze tür die Konstituierung der „Bekenntnisfront“ Lırug arl
Lücking vor Danach gründete sıch der Zusammenschlufß auf das Bekenntnis
„  ur Kirche des Evangelıums VO  Z Jesus Christus oftenbart in den Schrit-
ten Alten und Neuen Testaments, bezeugt durch die Bekenntnisse der Refor-
matıon, bezeugen durch uNns 1n der Gegenwart”. Dem Eıngreiten des Sta2-
EeS 1ın die kirchliche Ordnung und den kırchenpolitischen Bestrebungen der
Deutschen Christen stellt Lücking die These9 da{ß die Kiırche „ihr
SAaNZCS Seıin Aaus diesem Worte des lebendigen Gottes“ empfange, „auch ıhre
Organısatiıon und ıhr Amt  “ In dieser T'hese wırd der tür die Bekennende
Kırche und tür die Konzeption des kirchlichen Notrechts grundlegende (5E=
danke antızıpıert, daß die kirchliche Ordnung, die Leıitung und Verwaltung,
einZUg dem gyöttlichen Auftrag der Kırche, der Verkündigung des lauteren
Evangeliums, dienen habe und selbst 1 Bekenntnis begründet se1ın musse.
Darın kündigt sıch 1ne UÜberwindung der begrifflichen Trennung zwischen
dem „ Wesen“ der Kirche un: iıhrer außeren Gewalt, W 1e s$1e 1mM Jahrhun-
dert vollzogen wurde, Auf einer Tagung der in den einzelnen Kirchen-
kreisen gewählten „Vertrauensleute“ Julı festigte sıch dıe Organısa-
t1ı0n der „Bekenntnisfront“, die sıch 1U  e als „Bund Wort un Kırche“
bezeichnete, durch die Bildung eines „Führerkreises“. Von diesem leitenden
remıum sollten künftıig „Informationen“ über die jeweilige kirchliche Siıtua-
tıon herausgegeben und die Sammlungen innerhalb der Pfarreirschaft das
„Bielefelder Bekenntnis“ fortgesetzt werden.*?

An die Pfarrer der Kurmark versandten am Juli Kurt Schart und Her-
INann W auer, nach Besprechungen miıt Dibelius und Niemöller,** 1ne „Erklä-
rung VO  3 Pfarrern de' ark Brandenburg“. Gleichzeitig erging die Pfar-
LF die Aufforderung, sıch dem Generalsuperintendenten Dibelius als dem
rechtmäßigen geistliıchen Führer der Kirchenprovinz unterstellen.** Auf
dieses Schreiben gyingen mehr als 150 „Pfarrerunterschriften“ ein.

Dıe „Erklärung VO:  3 Pfarrern der ark Brandenburg“ gleicht 1n den
Stellungnahmen den Eıngriffen des Staates und der Kommissare bıs 1ın
den Wortlaut einzelner Formulierungen dem „Bieletelder Bekenntnis“.
Darın dokumentiert sıch das Bemühen 1ine gleichartige Argumentatıon
un eın möglichst einheitliches Vorgehen der opposiıtionellen Pftarrer-

Vorausgegangen War das Schreiben Hindenburgs Hıiıtler VO: Junı un:
eine entsprechende Anordnung Hıiırlers Frick; vgl Joachim Gauger, Chronik der
Kirchenwirren Gotthard-Briefe 1934, 88

Handschriftliches Dokument Karl Lückings, betitelt „Dortmund, 157 %K
B Handakte Lücking

Aufzeichnungen Karl Lückings VO]  5 dieser Tagung; B  ‚$ Handakte Lücking
Kurt Schart bezieht siıch in einem Briet Martın Niemöller VO' Juli auf

eine Besprechung Vortag un versichert Nıemöller seiner „unbedingten Gefolg-schaft 1n allen Maißnahmen, die S1e treften“ ; Akten Martın Niemöllers, Persönliche
Korrespondenz 1933

Dokument 1n den Akten Martın Nıemöllers, Pers Korrespondenz 1933
Randnotiz Martın Niemöllers auf diesem Blatt 150 Pfarrerunterschriften

weitere lauten ein“.
Exemplar 1n den Akten Martın Niemöllers, Pers. Korrespondenz 1933
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STUuDPCH 1n den verschiedenen Kirchenprovinzen. In der Beantwortung der
prinzipiellen Fragen VOr allem nach der kirchlichen Eigenständigkeit
zeichnet sich die Kundgebung der brandenburgischen Pfarrer durch beson-
dere Pragnanz AUuUS? als „wırklıch evangelische Kirche“ wiırd NUur „dıe Kirche“
anerkannt, die „ihre Lehre und ıhr Ethos ausschliefßlich Aus de'  . heiligen
Schrift“ schöpft; INa  w} bestreitet dem Staat das echt auf Besetzung kirchlicher
Ämter, „weıl die Schrift anders lehrt“; das Verbot jeglicher Stellungnahme
kirchenpolitischen Vorgangen, das der kommiuissarısche Präsident des altpreu-
Rischen EOK, Friedrich Werner, Junı erlassen hatte,? wird MI1t dem
Argument verurteilt, daß durch diese Gewaltmafßnahme „die volle Anwen-
dung des Wortes auf das Geschehen der Gegenwart“ gehindert werde. Die
„Freiheıit für die evangelische Kirche“ beruht also für die Verftasser dieser
Erklärung daxın, daß die Verkündigung, die Stellungnahme der Kırche ZU

Gegenwartsgeschehen und die kirchliche Ordnung allein VO  3 der Heiligen
Schrift, VO] AAWVOTE. aus bestimmt werden. Ahnlich w 1e die Bielefelder
Ptarrer *® glaubten auch dıe bekenntnistreuen Pfarrer ın Brandenburg, sich
be] ihrer Forderung nach kırchlicher Freiheit auf den Reichskanzler eruten

können, „dessen Stellungnahme kirchlichen Fragen WIr AuUus seiınem
programmatischen Werk und seiner programmatischen Reichstagsrede kennen
un dankbar begrüfßt haben“ Man versuchte offenbar, zwıschen den AL-
lichen Eingriften 1in Preußen und den Zielen und Anschauungen Hıiıtlers
dıfterenzieren: denn 1Ur dadurch WAar möglich, gleichzeitig die Freiheit der
Kıirche verteidigen und die posıtıve Einstellung ZU „Dritten Reich“ und
seınem „Führer“, die 1n tast allen iırchlichen Erklärungen anklingt,
wahren.

In Berlın hatte sıch bereıts 1m Laute des Jahres 1932 eın Kreis VO  3 Pfar-
und Theologen Gerhard Jacobi und Hermann Sasse gebildet, der

regelmäßig 1n der Wohnung Jacobis zusammentraft.?? Dıieser Kreıs übermıit-
telte Junı 1 Namen VO'  a Pfarrern dem Berliner Generalsuper-
iıntendenten Emil Karow eine Vertrauenserklärung, die Juli allen Pfar-
SK Groß-Berlins 1n einem Rundschreiben zugesandt wurde: 1ın diesem
Rundschreiben wurden die Ptarrer außerdem ZUr Teilnahme den Bespre-
chungen des Jacobi-Kreises eingeladen.“ Hınter ıne VO  w Bonhoeffer Ppa-
gıerte „Erklärung VO  a Grofß-Berliner Pfarrern“, 1n der die Anordnun-
CN Jägers ZuUur Umbildung der kirchlichen Körperschaften protestiert wurde,
stellten sıch bıs um Juli bereits 106 Berliner Geistliche.31 Aus dem geme1n-

Vorgehen dıe Maßnahmen des Staatskommissars 1St dann der
Wunsch erwachsen, die Verbindungen untereinander durch regelmäfßige Za
sammenkünfte aufrechtzuerhalten und festigen.

27 Kundgebung Friedrich Werners VO Junı; Gauger a.a2| Dıie Schluß wendungen der beiden Erklärungen entsprechen sıch wörrtlich.
19He _Sd1rifilic‘ne Mitteilung VO)]  3 Bischot r Gerhard Jacobi VO] September

Exemplar 1n den Akten Martın Niemöllers, Pers. Korrespondenz 1933
31 Bethge, Dietrich Bonhoefter a.a 32347
32 Mündliche Mitteilung VO  3 Bischof Kurt Scharf Maı 1967
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Be1i diesen ersten Gruppenbildungen iın Berlıin, 1n Brandenburg un: in
Westfalen handelte sıch zunächst Vereinigungen ekenntnis-
treuer Pfarrer miıt dem Zael, die Autorität der widerrechtlich abgesetzten
leitenden Geistlichen stärken und den Eingriff in die Landeskirche durch
gemeınsame Erklärungen durch Eıngaben bei den staatlichen Behörden,
durch öffentliche Kundgebungen und durch die „Kanzelabkündigung“ 1
„Bufs- un Betgottesdienst“ Juli 1bzuwehren. In Westfalen nahm
diese Vereinigung Anfang Juli die Form eines „Bundes  C d ındem sıch dııe
Pfarrer das „Bielefelder Bekenntnis“ zusammengeschlossen und für das
gemeınsame Vorgehen 1ne Leitung —_ ' den als „Bruderrat“ organısıerten
„Führerkreıis“ bestimmten. Diese Organısatıon wurde vorbildlich sowohl
für den Juli VO  5 Joachim Beckmann gegründeten „Rheinischen Bund

Wort un Kirche“ (S u.) als auch für den Aufbau des Pfarrernotbundes;®
dem „Bielefelder Bekenntnis“ als dem sammelnden und einigenden Manıftest
entsprach dabei 1m Notbund die „Verpflichtung“, dem „Führerkreis“ als dem
leitenden rtem1ı1um der ebenftalls VO!  a einer Versammlung der Vertrauens-
manner bestellte "uderrat. Eıne personelle Kontinultät zwıschen diesen
frühen regionalen Verbindungen und dem Pftarrernotbund wiırd darın sicht-
bar, daß MITt artın Niıemöller, der den Aufrufen Bodelschwinghs, der
Generalsuperintendenten un der Jungreformatorischen Bewegung maißgeb-
lıch beteiligt WAar, MI1t arl Lücking und Gerhard Jacobi die Inıtıatoren der
Ptarrerzusammenschlüsse 1n der eıt des preußiischen Staatskommissariats
dem Oktober yewählten Bruderrat des Notbundes angehörten.*“

Die Leitgedanken der Erklärungen und „Bekenntnisse“, die VO  a der Jung-
reformatorischen Bewegung und den verschiedenen Pfarrergruppen nach dem

Juniı abgegeben wurden, die Kriterien tür die Beurteilung der Vozrgange
und die Postulate für ıne Wiıederherstellung der rechten Ordnung CNTISPrCE-
chen vielfach den seit Maı VO  3 der Jungreformatorischen ewegung ertre-

Anschauungen., Die Jungreformatorische Bewegung hatte 1ın ıhren
„Kundgebungen“ und „Rıchtlinien“ wiederholt die Forderungen nach einer
eigenständıgen, dem Bekenntnis der Kıirche entsprechenden Ordnung, nach
einer Beantwortung der Gegenwartsfragen auf Grund VO  e Schrift und Be-
kenntnis und nach Freiheit für die schriftgemäße Verkündigung erhoben.
Neu ISt 1n dem Rundschreiben der Jungreformatorischen Bewegung
*JTIB? Kampf geht weıter!!!“ der Begrift des „STAatus confession1s“:;

Martın Nıemöller schreibt Oktober 1933 den hessischen Pfarrexr Karl
Amborn: „Die gesammelten Brüder dachten WIr, nach rheinländischem un W ESL-

Pers Korrespondenz 1933
tälıschem Muster bruderschaftlich zusammenzufassen“ ; Akten Martın Niemöllers,

Eın Protokaoll dieser Sıtzung efindet sıch 1mM Zehlendorfer Archiv des Kirchen-
kampfes (ZAS ’ die anderen Mitglieder des Bruderrates cn GeorgSchulz für die Sydower Bruderschaft), Karl Bernhard Rıtter (vorübergehend; für
den Berneuchener Kreıs), Eberhard Klügel für die Landeskirchliche Sammlung Han-
NOVEIS, u Hugo Hahn für die Landeskirche achsen) und Ludolf Müller fürdie Kirchenprovinz Sachsen). Als Vertrauensmänner nahmen dieser Tagung auch
uUrt arf,; Herbert Goltzen
Müller-Dahlem teil. für den Niederlaugitzer Kreıs, S, U.) un Friıtz
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diesem Begrift wurde der VO' Bekenntnis geforderte Widerstand der Kirche
\  N den staatlichen Eıngriff und die wiıderrechtliche und häretische
Kirchenleitung der Kommissare verstanden. Einzelne Wendungen in der
Vorlage Lückings tür die Dortmunder Tagung Juli und 1n der „Erklä-
runs VO  — Ptarrern der ark Brandenburg“ DE die These, daß die Kirche
SInr SAaNzZECS Sein A4Uus diesem Worte des lebendigen Gottes“ empfange, und
die Forderung nach der „vollen Anwendung des Wortes auf das Geschehen
der Gegenwart” klingen die Formulierungen VO  - arl Barth 1n der
Schrift „Theologische Exıstenz heute!“ al Es 1St möglıch, dafß diese
Abend des Juni nıedergeschriebene, rasch und weIit verbreitete Broschüre
den Pfarrern bereits vorgelegen un iıhre theologischen Urteile beeinflußt
hat In der Verbindung der prinzapıiellen Gesichtspunkte MIt einem demon-
stratıven, „rückhaltslosen“ Eintreten für die sıch AaUuUsSs ıhnen ergebenden For-
derungen, der prinzıpiellen Entschiedenheit mit einer „mitreißenden“ kti-
VItÄt zeichnet sıch schon in dem Vorgehen dieser Pfarrergruppen das charak-
teristische Gepräge des Pfarrernotbundes aAb

Dıiıe Festigung der Verbindungen nach den Kirchenwahlen
Die folgenden Wochen standen 1im Zeichen der bevorstehenden Kirchen-

wahlen, die mit der Reichskirchenverfassung Juli durch
eın Reichsgesetz angeordnet worden Gleichzeitig wurden die Kommıis-
Sare für die preußischen Landeskirchen zurückgezogen. Im Wahlkampf WUL-
den die Deutschen Christen VO  3 der nationalsozialistischen Presse, VO  — den
Parteiämtern 111'1d VO  5 führenden Politikern einschließlich des Reichskanzlers
nachdrücklich unterstutzt Hıtler forderte das evangelische Kırchenvolk in
einer Rundfunkansprache Vorabend des Wahltermins, Juli, auf,
die „Kräfte“ unterstuützen, „die mı1t den Deutschen Christen bewußt aut
den Boden des nationalsozialistischen Staates sind“ .36 Da anderseits
die Wahlvorbereitungen der bekenntnistreuen Kreıse, die siıch hinter dem
Wahlvorschlag „Evangelıum und Kırche“ zusammengeschlossen hatten, Ww1e-
derholt VOoONn den politischen Behörden behindert worden N, konnten die
„Deutschen Christen“ Juli über %O aller Stimmen gewinnen.

Nach dem Wahlsieg der Deutschen Christen WAar die Sıtuation verglichenmiıt den Verhältnissen 1in der eit des Staatskommissariats zugleich —

durchsichtiger und bedrohlicher. Auf rund des Wahlergebnisses WAar den
Deutschen Christen die Mehrheit 1n den meısten Synoden zugefallen. Damıt
War ine rechtliche Basıs gegeben für Neubesetzungen der leitenden kirch-
lichen Ämter miıt Mitgliedern der „Glaubensbewegung“, die 1U  w auch VO'  e
der archlichen ÖOpposıtion zugestanden werden mußten, wollte Inan nıcht
die Wahlen, denen INan sıch selbst beteiligt hatte, DOSL für ungültigerklären. Da dem Gremuum, das die Leitung der DEK bıs ZzUu Zusammen-
treten der Natıonalsynode ausüben sollte, neben Zzwel Landeskirchenführern

Theologische Exıstenz heute, Heft Aufl München 1934
Teilweise wıedergegeben bei Gauger a.a
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(Schöffel und Koopmann) die Führer des „gemäfßigten Flügels  CC der Deut-
schen Christen (Ludwig Müller und die Professoren Fezer und Schumann)
angehörten, War allerdings noch ungewiß, ob sich der radıkale Flügel, auf
den sıch der Vorwurf der „Häresije“ bezog, innerhalb der „Glaubensbewe-
gung durchsetzen könnte und mafgeblich den euecn Kirchenleitungen
beteiligt sein würde. Andererseits WAar nach dem Vorgehen der Parteiorgane

den Wahlvorschlag „Evangelıum und Kirche“ und nach der und-
funkansprache Hıtlers Julı befürchten, daß 11a  ; 1n Zukunft die
kaırchliche Opposıtion die Deutschen Christen MmMIit einem politischen
Widerstand den nationalsoz1ialistischen Staat gleichsetzen würde. In
dieser Sıtuation gyab keine Anhaltspunkte tür eın demonstratives Vorgehen
der bekenntnistreuen Gruppen, keine Aussichten für ıne Fortsetzung des
kırchenpolitischen Kampfes. Die einz1ıgen Möglichkeiten für ıne Konsolidie-
rIuns der „Bekenntnisfront“ bestanden darin, die durch die Unterschriften-
sammlungen und durch die gemeınsamen Wahlvorbereitungen CWONNCHNEN
Verbindungen festigen, die Pfarrer und Gemeinden durch Aufklärung
und Unterweisung auf ıne möglıche Entscheidung 5  n die eutsch-christ-
lıch besetzten Kirchenleitungen vorzubereiten und siıch tür den Fall kirchen-
politischer oder politischer Zwangsmaßnahmen gegenselt1g Unterstützung
zuzusichern. Von diesen Gesichtspunkten die Entstehung weıterer
Pfarrergruppen, die Entwicklung dieser Vereinigungen bruderschaftlichen
Zusammenschlüssen und die Bemühungen ıne Aktivierung der Gemeın-
den während de“ folgenden Wochen bestimmt. Dıie Inıtiatıve Zing dabei
wiederum VO  a der Leitung der Jungreformatorischen Bewegung aus

Nachdem die führenden Mitglieder der Jungreformatorischen Bewegung
Tag der Kirchenwahl in wiederholten Zusammenkünften die Konsequen-

zen diskutiert hatten, die sıch Aaus den staatlichen Eıingriften in den Wahl-
kampf, aus dem Appell des Kanzlers und A4aUus dem vermutlichen Wahlsieg
der Deutschen Christen für das künftige Vorgehen ergaben,*” erklärte die
Jungreformatorische ewegung noch Abend des Juli ihre „‚kirchen-
politische Betätigung“ für abgeschlossen.® Diese Entscheidung bedeutete
allerdings nıcht die Preisgabe der Organısatıon und den Verzicht auf die
Arbeit in Theologie und Gemeinde. Die Jungreformatorische Bewegung
erklärte sich vielmehr 1n einem Telegramm die kommiuissarische Leitung
der DEK bereıit, ihre „‚Kräfte 1n Theologie und Gemeinde 1mM Diıenst der
uen Deutschen Evangelıschen Kıirche deren ınneren Aufbau und Aus-
bau  c einzusetzen.?? Voraussetzung se1 jedoch, daß ıhre Mitglieder VO  $ den
leitenden remıien ZUT Mitarbeit herangezogen, dafß s1e infolge iıhrer Abis“
herigen kırchenpolitischen Betätigung“ ıcht benachteiligt und iın iıhrer „inner-
kirchlichen theologischen und gemeindlichen Arbeit“ nıcht behindert würden.

Eıntragungen Martın Nıemöllers 1m „Amtskalender“ VO  - 1933 dem
Julı
„Erklärung der Jungreformatorischen Bewegung“ VO] 23 Jul: 1933 (gez. Dr

Künneth); B  9 Jungreformator. Bewegung.Mitgeteilt 1n dem Schreiben „Die NeCuUE Aufgabe der Jungreformatorischen Be-
wegung” VO: Juli (gez. Dr. Künneth, Dr. Lihe,; Niıemöller); ebda
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Der Verzicht auf kırchenpolitische Aktivität War zunächst durch das Be-
streben motıiviert, den Vorwurt der „Reaktion“, der Opposıtion den
1E UBCH Staat“ abzuwehren: denn Ina  am} befürchtete, dafß ıne Fortsetzung des
kirchenpolitischen Kampfes als „mindere staatspolıtische Zuverlässigkeit“ausgelegt werden konnte.% Zudem betrachteten die Jungreformatoren die Ver-
lagerung des Gegensatzes den Deutschen Christen 1ın einen kirchenpoliti-cchen Kampft, der sich weıter einer politischen Konfrontierung verschieben
konnte, als ıne Fehlentwicklung ın der grundsätzlichen theologischen und
kirchlichen Auseinandersetzung.“! Die Zugehörigkeit den verschiedenen
kırchlichen Gruppen War nach dem Wahlkampf „nicht mehr rage des lau-
bens sondern der Taktik oder Strategıe der Kirchenpolitik“.“ FEın be-
kenntnismäßiger Widerstand ohne Rücksicht auf die Konsequenzen, die sıch
für Pfarrer und Gemeinden daraus ergeben hätten, konnte allein miıt dem
„STAatus confessionis“ begründet werden:;: der „STAatus contessionis“ War aber
nach Ansıcht der Jungreformatoren in der derzeitigen Sıtuation nıcht 5e*geben.® Statt sıch in aussıchtslosen kırchenpolitischen Auseiınandersetzun-
240 zersplittern, suchte die Jungreformatorische Bewegung daher ihre
Tätigkeit auf die „Herausarbeitung der eigentlichen und wesentlichen inner-
kırchlichen Linie“ Zzu konzentrieren.‘** Die „Reichsführung“ erklärte bereits

Juli Zur „entscheidenden Aufgabe“ der folgenden Wochen „die Arbeit
der inneren Sammlung der Kirche durch Eınsatz aller ihrer Kräfte iın

Theologie und Gemeinde“ ;% S1e rief die Mitglieder auf, sich An besonderem
aße iın Gottesdiensten, Gemeindeabenden, Konferenzen ZUsammenzZu-
schließen“.

Der Entschluß der Jungreformatorischen Bewegung, sıch aus der Kirchen-
polıtik zurückzuziehen, begegnete innerhalb der kirchlichen Opposıtion
VOTr allem vonseıten der Leitung des Wahlvorschlags „Evangeliıum und
}(irche“ B zunächst heftigem Wiıderspruch. Die Entscheidung über den

Martın Niemöller, Die Jungreformatorische Bewegung und die Kirchenpolitik.16 Thesen { (1933 9—1  9 1n einer Eıngabe das Reichsinnenministerium
VO August berichten Künneth un Fritz Müller VO:  e} „vielen bitteren Einzel-erfahrungen, die bis ZuUur Vernichtung er wirtschaftlichen Exıistenz ehen“, und vonGerüchten „über nahe bevorstehende ‚Straiversetzungen‘ Ab-schrift B Jungreformator. Bewegung.41 Dankschreiben der „Leitung der Jungreformatorischen Bewegung“ die Kan-didaten des Wahlvorschlags „Evangelıium un Kirche“ VO  3 „Ende Juli BJungreformator. Bewegung.42 Martın Nıemöller, Die Jungreformatorische Bewegung und die Kirchenpolitika.a.  9 These

43 Martin Nıemöller schreibt a.a. „Aber, unsererseıts jemand VOLr dieseForderung stellen, müßten WI1r selber gewiß se1n, daß C hier ine Frage geht,e1 der 1nur eın Bekennen der eın Verleugnen geben kann. Status contessionis!Dieser Fall 1St ber heute nıcht SCHC en
Formulierun

Anm 41
1n dem Dankschreiben der Jungreformatorischen Bewegung (S.

45 Rundschreiben „Die nNneue (s.Anm 39) ufgabe der Jungreformatorischen Bewegung“_ /  W  1 I46 In eıner Sıtzung der Reichsleitung der Fraktion „Eva elium un Kraf  5kritisierte Gerhard Jacobi den Entschluß der Jungre Ormatoren als Rückzug
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künftigen Kurs fiel schließlich autf eiıner Versammlung der Vertrauensleute
der Jungreformatorischen Bewegung ugust, in der Man, nach „Deweg-
ter Diskussion“,  « 47 dem Programm der „Reichsleitung“ zustiımmte, das Martın
Niemöller 1n der Vorlage 95  1e€ Jungreformatorische ewegung und die Kır-
chenpolitik‘ formuliert hatte.48 In den Thesen Niemöllers wiırd die Fın-
heitlichkeit der Konzeption siıchtbar. Umfassendes Ziel 1St. die Bildung
„klarer Fronten“. Die Kırche oll VO  5 „innen heraus“ aufgebaut werden als
„Gemeinde Jesu Christ1 die „auch bereit iSt bekennen, wenn wirklich
eın Bekenntnis VO  a iıhr gefordert wiıird“ (These 11) Um dieses Ziel erre1-
chen, mü{fßten sıch die Pfarrer der „gemeindlich-praktischen Aufgabe“ wıd-
INCN, „die oläubigen Glieder der Gemeinden ammeln“ und ihnen Ver-

deutlichen, „ Was Bekenntnisgrundlage der Kirche 1St und se1ın mu{(s“ (These
12 Darüber hinaus ergebe sıch Aaus der Unübersichtlichkeit der derzeitigen
Sıtuation die „kırchlich-theologische Aufgabe“, „die NEU: Leitung der Kiırche
und die für s1e mafßgebende Bewegung der Deutschen Christen VOTr die
Bekenntnisfrage stellen“ (These 13) Denn obwohl die „Glaubensbewe-
gung wiederholt erklärt hatte, da{fß s1e auf dem „‚Boden“ der ırchlichen
Bekenntnisse stehe, se1l befürchten, daß zwischen ihrer Verkündigung und
der retormatorischen Lehre zumal 1m Hınblick auf das Verhältnis zwıschen
den drei Glaubensartikeln eın „grundsätzlicher Unterschied“ estehe (These
13) urch ein „zeitgemäßes Bekenntnis“ wollte INa  w} die NEeUCNHN Kırchenlei-
Lungen und die Deutschen Christen prinzıpiellen Stellungnahmen heraus-
tordern: VO  e diesen Stellungnahmen sollte abhängen, ob Ina  } die
Kirchenleitungen anerkennen und ob iNnan MIt den Deutschen Christen 1in
einer Kirchengemeinschaft leiben würde. Für den Fall eines Schismas mu{ften
die bekenntnistreuen Glieder der Gemeinden rechtzeitig gesammelt se1in;
diese Sammlung einheitlich betreiben, sollte der Kontakt den Pfar-
L erweıtert und gefestigt werden.

Die 1NEUEC Zielsetzung der Jungreformatorischen Bewegung hat die Ent-
wicklung der „werdenden Bekennenden Kırche“ entscheidend beeinflußt:
VO iıhr singen Impulse aus tür die Arbeit „Betheler Bekenntnis“,“ für
die Bildung der emeınden „un dem Wort“ und tür die Gründung VO  —
bruderschaftlichen Zusammenschlüssen der Pfarrer, AaUus denen der Pfarrer-
notbund hervorgegangen 1St. Dıie Leitung dieser Aufgaben übernahm Fried-
rich VO  . Bodelschwingh, der „geistliche Führer“ der ekenntnistreuen Grup-
DCI, der auch nach den Wahlen als der „designierte Reichsbischof“ valt In
einer Betheler Besprechung Juli entwickelte Bodelschwingh eın Pro-

für die künftige Arbeıt, das miıt dem Aufruft der Jungreformatorischen
„nach der Niederlage“; V, Rabenau sprach VON einer „Krise“ innerhalb der Jung-retormatorischen Bewegung, Söhngen VO]  - „Defaitismus grünen Holz“. Pro-tokoll dieser Sıtzung 1n en Akten Martın Nıemöllers, DPers Korrespondenz 1933

Tagebucheintragung Martın Niemöllers dem August: 9 14 Tagungder T bewegte Sache Schluß miıt überraschender Einigung“.Anm. Entwurt VO] S: Juli 1933 „Die Wendepunkt“; B Jung-reformator. Bewegung.Über dıe Entstehung des
Bonhoeffer a.a 357

„Betheler Bekenntnisses“ vgl Berthge, Dietrich
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Bewegung VO gleichen Tage übereinstimmt: ® 8 brüderlicher usammen-
schlu{fß der Pfarrer (unter Wort und Gebet; seelsorgerlicher Dienst aneınan-
der unter Führung VO:  } VO  - Bodelschwingh). theologische Arbeıit.

Schaffung VO  - Gemeindekernen durch Verkündigung und Vortrag”.
Am August, eiınen Tag nach der Versammlung der Jungreiormatoren,

in Dortmund der westtälische „Bund Wort und Kırche“. Zunächst
bestimmte Karl Lücking 1n n Anlehnung den Aufruf der Jung-
reformatorischen ewegung und das Programm Bodelschwinghs die künf-
tigen Aufgaben des Bundes.* Er krriıtisierte dabei allerdings den Ausdruck
„Rückzug auf die innere Linie“, miıt dem die Jungreformatorische Bewegung
die NECUC Tätigkeit Belebung der theologischen Diskussion und Intensivie-
Lung der Gemeindearbeit bezeichnet hatte. Da in der Kırche „inneres und
außeres“, Lehre und Ordnung nıcht trennen sind, se1 die „Bekenntnis-
tront“ auch irchlichem Handeln und ZUur „Aussprache über Wesen, Auf-
bau und Handeln der Kirche“ verpflichtet. Lücking forderte daher „NECUC,

VOT allem posıtıve Formulierungen unNnseres Wollens, auch mıiıt deut-
licher Abgrenzung alle Irrlehren“. Das Ziel der gemeinsamen Arbeit
erblickte darın, die „Volkskirche als Bekenntniskirche“ aufzubauen. FEıne
VOon der Jungreformatorischen ewegung abweichende Auffassung VO  - der
kırchenpolitischen Aufgabe ergab sıch schon aus den besonderen Verhält-
nıssen 1in der westtälischen Kiırchenprovinz; denn die westftfälische „Bekennt-
nıstront“ hatte in den Kirchenwahlen die „Deutschen Christen“ die
Mehrheit Cn. Ihr War damıt die Aufgabe zugefallen, den Präses der
Proviınzialsynode und viıer VO  - insgesamt sıeben Mitgliedern des Provinzial-
kırchenrates stellen: sS1e hatte wesentlichen Anteil 4an der kırchlichen
Gesetzgebung der Provınzialsynode und konnte die Rıchtlinien der Kırchen-
poliıtik bestimmen.“

Deshalb beschlofß nan auf der gleichen Tagung (am August) eın
Aktionsprogramm für die künftige Arbeit 1n der Kirchenprovinz, das
dem Tıtel „Forderungen der ‚Bekenntnisfront Evangelıum und Kirche‘ für
die westftälische Provinzialsynode 1933“ verbreitet wurde.® Um die Ent-
wicklung der Kirche ZUur „Bekenntniskirche“ fördern, sıeht das Programmıne „Fortbildung der Bekenntnisse hinsichtlich der 1n eIit aufgebro-chenen Fragen un:! Irrlehren“ und ıne „Klärung des Bekenntnisstandes der
Gemeinden“ VOI.: Dem Ziel der „Glaubensbewegung“, die kıirchliche Leiıtungund Verwaltung nach dem „Führerprinzip“ umzugestalten, stellt die „Be-
kenntnisfront“ die Forderung entgegen, die Kırche „Oorganısch“ aufzubauen
»<AdUS der Gemeinde derer, die Gemeinschaft haben Wort und Abendmahl“

ein Gedanke, der aus der besonderen Tradıtion der westlichen Kırchen-
provınzen begreifen iSt, 1n denen den evangelischen Gemeinden eiIn maß-

30 Mıtgeteilt VON arl Lücking in dem Schreiben „Was sollen WIr tun?“ om
August; B  ‚$ Handakte Lücking51 Anm

UÜber die Sıtuation 1n Westtalen nach der Kirchenwahl vgl Wilhelm Niemöller,Bekennende Kirche 1n Westfalen a.a 62
Exemplar 1n ! B  9 Handakte Lücking
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geblicher Einflufß be1 der Bıldung kirchlicher Körperschaften zukam.*“* Die
Aktıivierung der Gemeinden oll durch ine „zıielbewufste Erfüllung des
volksmissionarıschen Auftrages“ erreicht werden, „den die Kırche kraft ihrer
yöttlıchen Vollmacht das ZesamMtLE olk hat“ Da die Gestaltung der
Kirche VOTL allem VO  a der Haltung der Ptarrer und der leiıtenden Geistlichen
abhängıg ISt, erklärt die „Bekenntnisfront“ die „Stärkung und Festigung
des geistlichen Amtes, insbesondere des Amtes der Leıtung, tester Bın-
dung das Bekenntnis“ einem „dringenden Gebot“. Darın berührt sıch
das Programm der westfälischen „Bekenntnisfront“ MIt den Forderungen
Friedrich VO  . Bodelschwinghs und der Jungreformatorischen Bewegung. Das
Verständnis der Kırche als Bekenntniskirche, die zugleıich Volkskirche und
Jebendige Gemeinde 1St, wurde bestimmend für die Entwicklung der Beken-
nenden Kırche iın VWestfalen: diese Entwicklung hat se1it Frühjahr 1934
wiederum die Konstituierung der Bekennenden Kırche ın den anderen Kı  H
chengebieten nachhaltig beeinflufßt.

In den übrigen Kirchenprovinzen der altpreußischen Unıon die
bekenntnistreuen Gruppen durch den überlegenen Wahlsieg der Deutschen
Christen 1n die Opposıtion gedrängt worden. Ihre kirchenpolitischen Mög-
lichkeiten Z7zumeıst darauf beschränkt, 1ın Verhandlungen MI1t den
Deutschen Christen auf die Neubesetzung kirchliche: Körperschaften und
leitender AÄmter Einflu{ß nehmen. Die 1n der e1it des preußischen Staats-
kommuissarıats gebildeten Pfarrergruppen, die 1m Wahlkampft den Wahlvor-
schlag „Evangelıum und Kirche“ unterstutzt hatten, widmeten sıch 1U  z den
1m Aufruf der Jungreformatorischen Bewegung VO und In den Thesen
Niemöllers bezeichneten „innerkirchlichen“ Aufgaben.

In einem Rundschreiben VO August, das den gleichen Personenkreis
gerichtet WAal, der sıch Anfang Juli dem Generalsuperintendenten Dibelius
unterstellt hatte,° rietf Kurt Schart eiıner Fortsetzung des „Kampfes“
die „Grundlage der Kirche“ auft. Dieser Kampf sollte sıch allerdings „weder
auf politische, noch autf kirchenpolitische ınge erstrecken: sollte sich
vielmehr autf die Erhaltung der „christlichen Substanz ın Wortverkündigung
und Leben“ der evangelischen Kirche konzentrieren. Dıie ZUuUr Mitarbeit be-
reiten Pfarrer wurden aufgefordert, innerhalb ıhrer Gemeinden Arbeitsgrup-
pCN bilden, 1n denen die „Hauptfragen reformatorischen Christentums“
erortert werden sollten. Um ıne Verbindung zwiıischen den Amtsbrüdern
herzustellen, wurde ein „Informationsdienst“ eingerichtet, der neben Dar-
stellungen Zur „gesamtkirchlichen Lag  C6 „Losungen und Worte“ für die
„gemeinsame Fürbitte“ enthalten werde. Be1 bewufßtem Verzicht auf „teste
Organısatıion“ bestand die Verbindung zunächst in eınem Austausch VO  3

Ergebnissen und Erfahrungen in der Gemeindearbeit, 1n der gemeiınsamen
Zu der Bedeutung der rheinisch-westfälischen Kirchenordnung VO  3 1835 für

den Kirchenkampf 1in den Westprovınzen vgl Wilhelm Niemöller, Bekennende Kır-
che in Westfalen a.a un: passım ; Joachim Beckmann, Der Kampf der
bekennenden Kirche 1m Rheinland die Presbyterial-Synodale Kirchenordnung.
ZevKR 1 (1951); 135—1672 261—279
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„Fürbitte“ und 1n der Bereitschaft gegenseıtiger Unterstützung.” In
eiınem Rundschreiben VO' 14 August *“ berichtete Scharf VO der Bildung
weıterer Pfarrerkreise 1ın Berlin und 1ın der Niederlausıtz, die w1e€e die
uppe in der Kurmark mMi1t Bodelschwingh 1n Verbindung standen.

Kristallisationspunkt dieser Pfarrergemeinschaften 1n den Ostprovınzen
der altpreußischen Unıi0n die jetzt wöchentlich stattindenden Ver-

sammlungen be1i Gerhard Jacobi in Berlıin. An ıhnen nahmen bald ınsgesamt
mehr als 7zweihundert Pfarrer teıil, außerdem mehrere Theologen der Ber-
lıner Fakultät, un denen sıch besonders Dietrich Bonhoefter für die Zaele
der kirchlichen Opposıtion einsetzte. Neben dem Vorgehen der Fraktion
„Evangelıium und Kıiırche“ in den verschiedenen Synoden wurden in diesen
„Montagsgesprächen“ die aktuellen Probleme der jeweiligen „Lage  * und
prinzipielle theologische Fragen erörtert.”

Dıe VOIN Schart erwähnte ruppe in der Nıederlausıtz Günther Jacob
wurde besonders bedeutsam für die Entstehung des Pfarrernotbundes. Ge-
schult de Theologıe arl Barths, hatten die Niederlausitzer Pfarrer
Gunter Jacob, Herbert Gozen und Kugen Weschke die Entwicklung der
„Deutschen Christen“ schon se1it Herbst 1932 kritisch beurteilt. S1ıe schlossen
sıch 1mM Frühjahr 19353 der Jungreformatorischen ewegung A standen aller-
dings der dezidiert lutherischen Auffassung VO! Wesen der Kırche, VO der
die Kundgebungen und Richtlinien der Jungreformatoren bestimmt 1,
distanzıert gegenüber. Angesichts des Wahlerlasses VO Juli EerWOSCH s1e
die Gründung eines Pfarrerbundes, Ptarrer und Gemeinden davor
bewahren, VO  e} der dynamiıschen Entwicklung der „Glaubensbewegung“
„überrollt“ werden. Dieser Pfarrerbund WAar ursprünglıch NUur für diie
Niederlausıtz geplant; in der eıit der Kirchenwahlen erstrebte INa  $ jedoch
eıne Verbindung der evangelischen Ptarrer aus allen Kirchengebieten. 7Ziel
dieses Zusammenschlusses WAar 1Ne „echte geistliche Konsolidierung“ inner-
halb der Pfarrerschaft. Dem Bund sollte daher ıne yemeinsame theologische
Entscheidung zugrundeliegen, die Erklärung des „STAatus confession1s“, den
Jacob mit der Stellungnahme der Kirchenleitungen FT rage der Kirchen-
gemeınschaft mıiıt den Judenchristen kommen sah In den UÜberlegungen
der Niederlausıtzer Ptarrer begegnet demnach erstmalig der für dıe „Ver-
pflichtung“ des Pfarrernotbundes yrundlegende Gedanke, den Pfarrerbund
auf ine gemeınsame Stellungnahme gegenüber dem „Arierparagraphen“
gründen.“

Bischof Kurt Scharf teilte MIr mıt, der Gedanke eınen Pfarrerbund,
in dem sich die Mitglieder gegenselt1ig Unterstutzung zusicherten, se1 erstmalıg kurze
Zeit nach den Kirchenwahlen erortert WOTr

483/60
58 Die Einzelheiten berichtete mMır Bıchof Gerhard Jacobi in einem Schreiben

VO: September 1965 In den Akten Martın Niemöllers (Pers Korrespondenz
findet siıch eın Entwurftf VO  3 rof. Lutgert „Unser Kampf die Kirche“ mit

Marginalıen Niemöllers und MITt dem Vermer SA bei Jacobi erhalten“.
9 Diese Angaben stutzen sich auf die ausführliıche Darstellung VO]  3 Karl Kupisch

1n dem Autsatz Aur enesis des Pfarrernotbundes“ (ZaOs; 725 und auf
mündliche Mitteilungen VO'  - Pfarrer Eugen Weschke anläßlich eines Gesprächs

April 1967
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Fuür dıe Organisationsformen des Ptarrernotbundes wurde die Ordnungder rheinischen Ptarrerbruderschaft vobildlich Kurz nach dem Wahlerlaß
VO Julı hatte Joachim Beckmann die bekenntnistreuen Ptarrer 1m
Rheinland ZUuUr Gründung eiınes dem gleichnamigen Bund westtfälischer Pfar-
KGr entsprechenden „Bundes Wort und Kırche“ aufgerufen.® Beckmann
wollte damıt der „Gemeinschaftslosigkeit“ den Pfarrern begegnen, die
ine „Erneuerung der Kırche allein Aaus dem Wort und Bekenntnis“ anstreb-
tcCN, die angesichts des Vorgehens der Deutschen Christen und der politischen
Urgane jedoch 1n iıhrem Kampf das Bekenntnis vereinsamen rohten.
Auf der Gründungsversammlung Juli zab sıch die Rheinische Pfarrer-
bruderschaft 1ne Ordnung, 1n der die wesentlichen Gesichtspunkte für die
Zusammenschlüsse innerhalb der Ptarrerschaft vereinigt sind: ® Führung des
Amtes 1n der Bindung das Ordinationsgelübde, Ausrichtung der Verkün-
digung Schrift un Bekenntnis und ırchliches Handeln als Diıenst der
Verkündigung; Verbindung der Pfarrer „gemeınsamer Stärkung durch
Wort und Sakrament“, „theologischer Arbeit in Arbeitskreisen“ und
„brüderlicher Hıltfe für den Dienst der Gemeinde“; Verpflichtung ZUur
Abwehr VO  3 „Angrıffen den Bekenntnisstand der Kirche durch ent-
schlossenes Bekennen“ und ZU öftentlichen Eintreten für die Amtsbrüder,
„dıe un solchen Bekenntnisses willen bedrängt sind“ Der Bund gyab sıch ine
bruderschaftliche UOrganısatıon durch die Bildung Von „Bruderkreisen“
den einzelnen Synoden (Kırchenkreisen) und durch die Übertragung der
gemeınsamen Leitung auf einen Konvent der Vertrauensleute aus den 5Syno-den Diese Ordnung wurde spater VO  a} dem westfälischen „Bund Wort
und Kırche“ übernommen.®?

Dıie einzige namhafte Verbindung VO  3 bekenntnistreuen Pfarrern aufßer-
halb der altpreußischen Union, die „Landeskirchliche Sammlung“ der luthe-
rıschen Landeskirche Hannovers, entstand bereits Junı, 1m Anschluß

ıne Tagung der „Pfingstkonferenz“, der tradıtionellen Vereinigung han-
noverscher Lutheraner.® In einer Sıtuation, in der die Ordnung der Landes-
kirche War noch unangefochten WAar, 1n der jedoch der Einfluß der Deut-
schen Christen 1mM öftentlichen und im kirchlichen Leben ständig zunahm,gvalt zunächst, Ptarrer sammeln, „die sıch bei der augenblicklichen Lagetür die Aufgaben der Stunde verbunden wıssen“.%* Diı1iese Aufgaben WUr-
den 1n „Rıchtlinien“ umschrieben, die eın Ausschufß des Gründerkreises AIn

50 Undatıierte Einladung Joachim Beckmanns der Versammlung Fa B  9Jungreformator. Bewegung.Öl Ordnung der Rheinischen Ptarrerbruderschaft; bei Wılhelm Nıemöller, Texte
ZUFF Geschichte des Pfarrernotbundes a.aDie bei Wılhelm Nıemöller (Bekennende Kırche 1in Westfalen, A 78)wiedergegebenen „Richtlinien“ der westfälischen Bruderschaft sınd iıdentisch MItder Ordnung der rheinischen Pfarrerbruderschaft.

63 Vgl Eberhard Klügel, Die lutherische Landeskirche Hannovers und ihr BischofBerlin un: Hamburg 1964, 4.8
64 Flugblatt der „Landeskirchlichen Sammlung“ VO Junı (e  dis 49)
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16 Juni vorlegte.® Danach sollte die Wirksamkeit der Kırche, diie sıch aut
„sämtliche Lebensgebiete“ erstrecke, 1mM Evangelıum begründet werden, die
kirchliche Verfassung „ Aus dem Bekenntnis“ eirne werden und überall
lebendige Gemeinden gebildet werden. Dıie Arbeit stand untfer dem Leıtsatz:
„Kirche muß Kırche bleiben. Kirche mu(ß Kirche werden!“ Ahnlich w1ie die
Pfarrergruppen in den altpreußischen Kirchenprovinzen 1n der eıt des
Staatskommuissarıats unterstellte sıch die „Landeskirchliche Sammlung“ dem
geistliıchen Führer der Landeskırche, Landesbischot August Marahrens, und
dem designierten Reichsbischof Friedrich VOIl Bodelschwingh. Der Festigung
der Verbindung diente die Einrichtung eines Nachrichtendienstes, der „Grü-
NeN Blätter“, Junı und 1m Anschlufß die Kirchenwahlen der
Autbau einer Organısatıon durch Bestellung VO'  e Vertrauensleuten für die
einzelnen Kirchenkreise.®

Irotz vieler Gemeinsamkeiten in der Zielsetzung und 1n der Struktur des
Zusammenschlusses unterschied sıch die „Landeskirchliche Sammlung“ 1in der
Folgezeit VO  e den Pfarrergruppen iın der altpreufßischen Union durch die
starke Bindung das „lutherische Bekenntnis  « 67 SOW1e durch die „Unter-
stellung die geistliche Führung VO  z Marahrens“.® Sıie schlofß sıch
ZWar 1 Oktober 1933 dem Pfarrernotbund A verselbständigte sıch jedoch
wieder 1Laufe des Jahres 1934 und beteiligte siıch spater HUT noch sporadisch
an den Unternehmungen des Notbundes.

Der Aufruf der Jungreformatorischen ewegung 1m Anschlu{fß die Kır-
chenwahlen hat in verschiedenen altpreußischen Kirchengebieten NEUEC Samm-
lungen MNter den Ptarrern und ıne Festigung der bestehenden Ver-
ein1gungen eingeleitet. In den folgenden Wochen wurden die Verbindungen
durch regelmäfßige Informationen und durch die Bildung VO  3 Arbeitskreisen

bruderschaftlichen Zusammenschlüssen ausgestaltet, Cie einer gegenseıtigen
Stärkung und Unterstützung innerhalb der Pfarrerschaft dienen wollten. In
den Westprovınzen hatten SlCh die Pfarrergruppen gleichzeitig oder schon
VOT den Kirchenwahlen ine feste Ordnung gegeben; ıhre Mitglieder wurden
dabei aut „Richtlinien“ verpflichtet, die VOTL allem Anweısungen für die
rechte Führung des geistlichen AÄAmtes enthielten. Als mMIt der Gesetzgebung
der altpreußischen Generalsynode die VO  e Martın Niemöller 1n den The-
scCh bezeichnete Siıtuation für den SSTAtUSs contfessionis“ eintrat, ermöglichten
die regionalen Pfarrersammlungen und die theologischen und organısatori-
schen „Vorarbeıten“ dieser Gruppen die Entstehung e1nes Zusammenschlus-
SCS, der sich zunächst autf die altpreußische Landeskirche, bald darautf .  ber
das Gesamtgebiet der Deutschen Evangelischen Kıiırche erstreckte des Ptar-
rernotbundes.

Richtlinien der „Landeskirchlichen Sammlung“ (ebda., f66 ebda.,
67 Klügel schreibt (A A0 78), die hannoverschen Ptarrer hätten „Be-

kenntnis“ „eindeutig das lutherische Bekenntnis verstanden“.
S ebda.,
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ıe Entstehung des Pfarrnotbundes ım Anschluß die Tagung der alt-
dreußischen Generalsynode
Dıie kırchliche Opposıtion hatte bereits se1It Wochen erwartet, dafß sıch

aut der Tagung der altpreufßischen Generalsynode entscheiden werde, ob
Ian MIt den ucCNH, vornehmlich mMIıt Deutschen Christen besetzten Kırchen-
Jeitungen verantwortlich usammenarbeiten könne oder ob INa  > iıhnen als
bekenntniswıdrigen Kirchenleitungen den Gehorsam aufkündigen musse.
Zunächst hatte die Berliner Leitung der Fraktion „Evangelium und Kirche“
offenbar CI WOSCH, der Generalsynode die Arbeit des Betheler Theologen-
kreises, das VO  - Bonhoefter und Sasse vorbereitete „Betheler Bekenntnis“,
vorzulegen, die Deutschen Christen dadurch eıner verbindlichen Stel-
lungnahme veranlassen.® ach den Vorgängen auf der brandenburgischen
Provinzialsynode August WAar jedoch befürchten, dafß die „Ent-
scheidung“ schon allein durch die Gesetzgebung und den Verhandlungsstil
der Generalsynode herbeigeführt werden könnte.

Auf der Tagung der brandenburgischen Provinzialsynode,”, die INan spater
als „Räubersynode“ bezeichnete, wurde eın Antrag des Synodalen Reinhold
X rause beraten, wonach die Provinzialsynode die altpreußische General-
synode autffordern sollte, eın dem staatlichen „Gesetz um Schutze des Be-
rufsbeamtentums“ entsprechendes kirchliches Beamtengesetz verabschie-
den Zu diesem Antrag erklärte Gerhard Jacobi im Namen der Fraktion
„Evangelium und Kirche“, die Übertragung VO  w politischen Gesichtspunk-
ten auf die kirchliche Ämterbesetzung widerspreche dem „ Wesen der Kırche“.
Diese Erklärung wurde MmMIt dem Zwischenruftf S  95  or Hört!“ und mit
„‚Lachen“ quıittiert. Es folgte 1ne namentliche Abstimmung, die E: An-
nahme des „Antrags Krause“ führte. Damıt lag der Generalsynode der
Entwurf für ein Beamtengesetz VOT, das jüdische Christen VO  e kirchlichen
Ämtern ausschloß und Pfarrer und Kirchenbeamte, die sıch nıcht „rückhalts-
los  C Z „natiıonalen Staat“ „bekannten“, MIt Strafversetzung oder AÄAmts-
enthebung bedrohte.

In den folgenden Tagen tanden wiederholt Versammlungen 1ım Hause
Jacobi ‘9 1n denen das Vorgehen der Fraktion „Evangelıum und Kırche“
autf der Generalsynode vorbereitet wurde. 7l Von hier a4aus nahm Ver-
bındung auf den Führern der westtälischen „Bekenntnisfront“, Präses
och und arl Lücking.” Martın Niemöller tormulierte eiınen Antrag der

Gerhard Stratenwerth schreibt August Martın Niemöller: ZVerwendung auf der Generalsynode ISt die Ausarbeitung des Betheler Theologen-kreises) nicht bestimmt Akten Martın Niemöllers, Pers Korrespondenz 1933Verhandlungen der 214 ordentlichen Brandenburgischen Provinzialsynode 1m
Jahre 1933 Berlin 1933 (Exemplar 1n der Bibliothek des EO  v 1n Berlin).ral Im „Amtskalender“ Martın Nıemöllers sınd Zusammenkünfte 2 und

August und September bei Jacobi verzeichnet. An der Beratung VO]
September nahm auch Bonhoeffer teil.

In dem Brief V August (S Anm 69) schreibt Stratenwerth, halte
Präses Koch Zzur Führung der Fraktion aut der Generalsynode für geeignet. ften-
bar 1St ine entsprechende Anfrage des Berliner reıses VOrFrausgegangen.
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Fraktion „Evangelıum und Kırche“, die Generalsynode möge den Beschlufß
der brandenburgischen Provinzialsynode betr. Neuregelung des Beamten-
rechts SIur erledigt“ erklären, „da dem Wesen un dem Bekenntnis der
Kiırche“ widerspreche.”

Dıie Verhandlungen der Generalsynode wurden Abend des Septem-
ber eingeleıtet durch ine Sıtzung des „Altestenrates“, auf der die Gesetzes-
entwürte zusammengestellt, die Delegation für die Nationalsynode bestimmt
und der Modus für die Verhandlungen folgenden Jaa festgelegt wurden.
Angesichts der bekenntniswidrıgen Vorlagen, der willkürlichen Zusammen-
stellung der Delegation tür die Nationalsynode und der ungeistlichen, den
kirchlichen Gepflogenheiten widersprechenden Verfahrensweise eschlo{fß die
Fraktion „Evangelıum und Kirche“ noch Abend des September, auf
der Synode ine Protesterklärung verlesen und im Anschluß daran die
Tagung verlassen.”*

In der VO  5 Lücking und Niemöller Vormittag des September VeEI-

taßten Erklärung” kritisiert die Fraktion „Evangelıum und Kirche“ das
kirchenpolitische Vorgehen der Deutschen Christen als „rücksichtslosen (58-
brauch der Macht“ und als Anwendung VO  3 „Methoden der Welt im
aum der Kırche“. S1ie begründet, W Aarunnıl S1e die Gesetzentwürte für die
Umgestaltung der altpreußischen Unıon und für die Neuregelung der Be-
amtenverhältnisse ablehnen musse. urch das „Kiırchengesetz über die Er-
richtung des Landesbischotsamtes und VO Bıstümern“ sollte das Amt der
Generalsuperintendenten aufgehoben und durch die Einrichtung VO'  a zehn
Bıstümern ETrSEetizZt werden.*® Die Fraktion „Evangelıum un Kirche“ erklärt
dazu, dafß miıt dieser Neuordnung „die evangelısche Kirche der altpreußßi-
schen Unıon VO' Grund auf in iıhrer Struktur veräiändert“ werde. Gegen das
LEUEC Beamtengesetz wendet S1e e1ın, dafß ‚mancher dieser (staatspolitischen)
Grundsätze“, nach denen bei der Besetzung kirchlicher Ämter verfahren
werden soll; das W esen der Kirche verletzt, wıe WIr 1mM dritten Glaubens-
artıkel bekennen“. Die Fraktion lehnt ıne „Mıtverantwortung dieser
Synode“ ab, weıl sS1e diese a VT der Geschichte und VOTr der Christenheit als
eıne echte Synode nıcht anerkennen“ könne.

Der unkirchliche Stil der Synode zeichnete sıch bereits in der Plenar-
sıtzung Vormittag des September ab:! die Verhandlungen DC-
kennzeichnet durch die Beschränkung der Rednerliste aut Je eın Mitglied der
Fraktionen und durch scharte Begrenzungen der Redezeit, besonders bei den
Vertretern der Gruppe „Evangelıum und Kirche“. Bevor die Synode

Abschrift B  9 Martın Niemöller la.
Bericht 1 4 (1933); 192 E Eıntragung 1n dem „Amtskalender“ Martın

Nıemöllers: „Abends wıeder Gruppensitzung Auszugsbeschlufßs
Veröftentlicht an.s 4} (1933); 193 f.; Tagebucheintragung Niemöllers VO!]

September: e h Herrenhaus. Gottesdienst geschwänzt. Erklärung MIt Lücking
gemacht“.

76 ext der esetze bei Joachım Beckmann (Hrs2:); Kirchliches ahrbuch 1933 bıs
1944 Gütersloh 1945, 23

Protokoll ber die Verhandlungen der Generalsynode der altpreußischen
Unıon 5,/6 September 19337 Bibliothek des EO  7 1n Berlin.
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Nachmittag über die Gesetzentwürte abstimmte, verlas Präses Koch die VON
Niemöller und Lücking konzıpierte Erklärung. Er wurde dabe; verschiedent-
lıch unterbrochen VO „lebhaftem Wiıderspruch rechts“, „Schlußrufen“, „Stel-
gender Unruhe“, „großem Lärm un Ruten Unerhört“ und „stürmiıschen
chlußrufen rechts“; schließlich wurde ihm VO Präses der Synode, Friedrich
Werner, das Wort9 denn INnNan habe 1Ur eın Wort ZUE Geschäfts-
ordnung zulassen können. Darauf ELE Präses Koch V OIln Rednerpult zurück
un: verließ mi1t der Fraktion „Evangelıum und Kıiırche“ AUNter stürmischem
Beitall der Deutschen Christen“ die Versammlung.

Dıie Gruppe „Evangelıum und Kirche“ hatte durch den Schlufßsatz ıhrer
Erklärung und durch ıhren geschlossenen Auszug die Trennung VOI der
Synode, der gesetzgebenden Körperschaft der Landeskirche, vollzogen. In
den Diskussionen der beiden folgenden Tage singen jedoch die Meınungen
auseinander, ob damit bereits das „Schisma“ eingetreten sel, das den AÄAustritt
Aaus dem Rechtsverband der Landeskirche bedeutet hätte. Während Dietrich
Bonhoefter gemeınsam mı1ıt Franz Hıldebrandt die „umgehende Einleitung
VO'  } Amtsniederlegungen“ befürwortete und den „Gedanken der Freikirche“
vertrat, ”® Lrat die Mehrheit des Berliner Kreises der Auffassung des Miıssıons-
direktors Sıiegfried nak bel, da{fß miıt dieser Entscheidung zumindest bıs ZUr
Tagung der Nationalsynode 27 September werden solle.”?

Eınerseıits WAar man siıch unschlüssig, ob die Eınführung des Be-
amtengesetZes Anlaß War, aus dem Verband der Landeskirche Uu-
LreteNs denn VO dem „Arıerparagraphen“ 1mM Gebiet der altpreußi-schen Union wenıger als Pfarrer betroffen, für die die Ausnahme-
bestimmungen des Gesetzes geltend gemacht werden konnten. Anderseits
estand WenNnn INan die Entscheidung bıs ZUr Nationalsynode
Aussicht auf eın gemeınsames Vorgehen mıt den nıcht-deutsch-christlichen
Landeskirchenführern. Diese konnten vielleicht die TICHO Reichskirchenleitung
ZUuU Aufhebung des bekenntniswidrigen Gesetzes veranlassen. Falls aber die-
ses (Gesetz auch für die Deutsche Evangelische Kırche beschlossen werden
sollte, bestand die Möglichkeit, daß die bekenntnistreue Upposıtion in allen
evangelischen Landeskirchen die Kırchengemeinschaft MIt den Deutschen
Christen aufkündigte un ıne eigene, öftentlich gleichberechtigte Ordnungaufrichtete. Das gemeınsame Vorgehen miıt den Landesbischöfen arah-
FeNS; Meıser un Wurm sollte durch eın „Wort opposıtioneller Pfarrer“ VOTI -

Brief Dietrich Bonhoeffers Karl Barth
hoeffer,

VO] September, 1in Dietrich Bon-Gesammelte Schriften I1 Hrg Bethge. München 1957 1269 arl Lücking schreibt September Georg Merz: Über den Verlaut derGeneralsynode werden Sıie gehört haben, dann vew1ßß auch davon, WI1Ce uns 1n derGruppe ‚Evangelium un Kirche‘ nach der Tagung der ‚Arıerparagraph‘ beschäftigtund Not gemacht hat Es zeıigte sıch, dafß WIr ber diese Frage noch sehr wen1geiner Meınung sınd 1e empfanden ber die dringende Notwendigkeit einer baldı-
SCH Klärung“ 9 Handakte Lücking Im „Amtskalender“ Nıemöllers 1St einGespräch Vormittag des September in Berlin verzeichnet miıt einer „Aus-sprache Knak — Bonhoeffer, Stählin uUuSW.  « Über den Inhalt dieses Gesprächs be-richtet Bethge ın Dietrich Bonhoeffer a.a.0.), 362
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bereitet werden, MIt dessen Ausarbeitung eın besonderer Ausschufß beauftragt
wurde.®

Schien also se1n, die Entscheidung über einen geschlossenen
Kirchenaustritt und ine organısatorische Verselbständigung der bekenntnis-
treuen Gemeinden auf die Tagung der Natıionalsynode verschieben,
Wr anderseıts notwendig, die Verletzung des Bekenntnisses durch das
NeUeE Beamtengesetz sotfort miıt einer öftentlichen Kundgebung beant-
worfen. In der acht VO und September beriet ine Gruppe VO  3
Berliner Studenten Dietrich Bonhoefter mı1ıt Martın Niemöller den
exXt für 1nNe Erklärung, die zunächst den bekenntnistreuen Pftfarrern AL
Unterschrift vorgelegt und anschließend VO Bodelschwingh der NEeEUECN Kır-
chenleitung unterbreitet werden sollte.81 In dieser Erklärung wiıird das VO  —3
der Generalsynode beschlossene Beamtengesetz als unrechtmäßig und be-
kenntniswidrig verurteilt, denn stehe dem „grundlegenden Bekenntnis-
Satz 1M Wıderspruch“, wonach „das kirchliche Lehramt lediglich die ord-
nungsmäfßıge Berufung“ gebunden ISE: Da die Evangelische Kırche der alt-
preufßischen Union „auf den Bekenntnissen der Reformation steht“, sejen die
durch den „Arıerparagraphen“ betroffenen Ptarrer auch weıterhin „der
teien Wortverkündigung und der freien Sakramentsverwaltung“ berechtigt.
Aus der Bestimmung der altpreußischen Landeskirche als „Bekenntniskirche“
ergıbt sıch die abschließende These, daß siıch SS der Gemeinschaft der
Kırche ausschließt“, »”  GL einem solchen Bruch des Bekenntnisses seine Z =
stimmung Sibt

Dieser ext wurde September Friedrich VO  3 Bodelschwingh ZUGE-sandt. Bodelschwingh konnte War die These der Erklärung, daß ıne
Zustimmung ZU Beamtengesetz einem Selbstausschluß A4aus der EvangelischenKırche yleichkäme, nıcht mıtvollziehen ;° nahm jedoch die beiden ersten
Punkte 1in e1in Schreiben an Ludwig Müller, den Landesbischof der altpreußi-schen Landeskirche, auf.®?

Dıie Erklärung Bonhoeffers und Nıemöllers wurde September den
bekenntnistreuen Ptarrern der Kurmark iın einem „Intormationsblatt“ VO  3
Kurt Scharf mitgeteilt.“ Schartf berichtet aufßerdem VO  e dem Plan, der „ VON

S0 Bethge, Dietrich Bonhoefter a.a 362
81 Datierung der Sıtzung SCIM einer Tagebucheintragung Nıemöllers. Das 1e] derErklärung geht A41USs einem Schreiben Bodelschwinghs Karl Lücking VO] Sep-tem hervor (Abschrift B  9 Martın Nıemöller Ia) „Bruder Niemöller-Berlinschickt mır die beifolgende Erklärung mi1t der Bıtte, S1e den mIır bekannten Pfarrern

Zur Unterschrif vorzulegen. Der Entwurf 1St VO:  e} iıhm mMi1ıt Lic. Bonhoeffer un 1N1-
SCH anderen aufgestellt worden. Die Brüder meınen, daß WIr 1€es Bekenntnis ZUrKırche den Männern
ÄAmt verlieren, schul]dig seien“.

die die Verantwortung tragen, und den Brüdern, die jetzt iıhr
ext der Erklärung 1n Dietrich Bonhoefter, G6e-sammelte Schriften L1 a.aStellungnahme Bodelschwinghs in dem Brief Lücking VO September(S Anm 81

83 Brief Bodelschwinghs Ludwig Müller VO] 11 September; Abschrift 1n denAkten Martin N1ıemölers, Pers Korrespondenz 193384 Informationsblatt VO Kurt Scharf die Amtsbrüder ın der Kurmark VO]September:; 483/58

Zrtschr.
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VO Bodelschwingh, VO  e der Sydower Bruderschaft und anderen begon-
CNEeIMN Sammelarbeiten“ auch 1n de Kurmark „festere Gestalt“ geben;
denn Ina  $ se1 der Überzeugung, „da{fß den 1n den verschiedenen Kirchen-
I reisen schon bestehenden Bruderkreisen in der kommenden eıt ıne yrößere
Bedeutung als bisher zutallen wird“ Eıne Entscheidung über das künftige
Vorgehen Scharf VO:  a einer 7Zusammenkunft bei Gerhard Jacobi
L September. urch die Reaktion des Berliner Kreıises
Marrtın Niemöller auf die Gesetzgebung der Generalsynode wurde die Grün-
dung des Pfarrernotbundes unmittelbar vorbereıtet: 1n einer gemeinsamen
Erklärung sollen die Ptarrer den „Arierparagraphen“ als bekenntniswidrig
verurteılen; yleichzeıtig csollen die Verbindungen innerhalb der Pfarrerschaft
gefestigt werden, ıu  3 die Amtsbrüder VOL Gewaltmaßnahmen der Kır-
chenbehörden schützen.

Auf den September den gleichen Tag, dem siıch die Berliner Pfar-
1Gr be]1 Jacobı versammelten lud Joachım Beckmann dıe Vertrauensleute
der rheinischen Pfarrerbruderschaft einem Konvent nach Essen ein Dıie
„Ergebnisse“ dieser Beratungen sınd 1n eiınem drei Punkte umfassenden
Programm festgehalten.®® Im Anschlufß die Beschlüsse VO 19 Julı wird
zunächst dıie „Konstitulerung von Bruderschaften in jeder Synode“ und die
Verpflichtung der Mitglieder auf die „Ordnung“ der Pfarrerbruderschaft
gefordert. Die Stellungnahme den (zesetzen der Generalsynode richtet sich

das „Bischofsgesetz“ und allgemeın das „bekenntniswidrige“
Führerprinzıp, das Beamtengesetz und die Forderung nach
„‚rückhaltsloser‘ Anerkennung des Staates und der Deutschen Evangelıschen
Kirche“. Die „Gleichschaltung“ ırchlicher Amtstrager MIT „Staatsbeamten“
und die „Ausschaltung VO  w} Judenchristen“ be1 der kirchlichen AÄmtervergabe
se1l „ VOIN Bekenntnis Kirche Aaus formal und inhaltlich untragbat:.
Dıie Pfarrer werden angehalten, be] „Anwendung und Durchführung“ des
Beamtengesetzes „geıistlichen Widerstand“ leisten, der 1n eiınem „gemeın-

protestierenden Ööffentlichen Bekennen (Kanzel); einem „öffentlichen
Eıntreten für die Betroftenen“ und einer „brüderlichen Hılte be1 Notständen
der Betrofftenen“ bestehen oll Diıiese Forderungen sind inhaltlich ;dentisch
MITt dem und Satz der Notbund-Verpflichtung.

Obwohl sich eın unmittelbarer Kontakt zwischen der rheinischen Ptarrer-
bruderschaft un: dem Berliner Kreıs Jacobi und Niemöller in diesen
Tagen nıcht nachweisen läßt, 1St anzunehmen, daß das „Programm“” für die
sSsener agung den Berlinern bereits vorher ekannt War bzw. da{fß die Zu-
sammenkünfte 1ın Essen und in Berlin als parallele Aktionen geplant 11,.

Aus den Hınweisen VO'  e Kurt Scharf (s O den „schon bestehenden Bruder-
kreisen“ solle „eıine yrößere Bedeutung zutfallen“ un 1ne „festere Gestalt“
vegeben werden, scheint hervorzugehen, daß sıch die Pfarrergruppen 1n
Berlin un Brandenburg September ıne Ühnliche Ordnung geben

Ergebnisse der Beratungen 1n Essen 11 September 1933 1! Wilhelm Nıe-
möller, Texte ZUr Geschichte des Ptfarrernotbundes a.a 202772
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wollten, w 1€e sS1e 1n Essen tür die rheinische Pfarrerbruderschaft beschlossen
wurde.

Als die Pfarrer Günter Jacob und Ekugen Weschke AaUuSs der Niederlausitz
nach Besuchen bei Superindendent Messow und be] dem deutsch-christlichen
Oberkonsistorialrat Friedrich Peter Miıttag des TE September Martın
Niemöller aufsuchten, tanden s1e daher ebhafte Unterstützung für ıhren Plan,
einen ..  ber das Gesamtgebiet der Deutschen Evangelischen Kirche verzweıg-
ten Pfarrerbund durch eın gemeınsames Bekenntnis den „Arıerpara-
graphen“ gründen.® Sıe legten Nıemöller den ext für die „Verpflich-
tung“ des Pfarrernotbundes VOT, den Günter Jacob, anknüpfend die
Erklärung Bonhoefters und Niemöllers VO September, entworten hatte.?7
Hıerin verpflichten siıch die Pftarrer, yemäfß ihres Ordinationsgelübdes das
Amt „alleın 1n der Bindung an die Heıilige Schrift und die Bekenntnisse
der Reformation“ auszuüben, „alle Verletzung solchen Bekenntnis-
standes miıt rückhaltslosem Eınsatz protestieren“, die 95 solchen Be-
kenntnisstandes willen“ verfolgten Amtsbrüder unterstutzen und „die
Anwendung des Arıerparagraphen 1mMm Raum der Kırche Christı“ als „ Ver-
letzung des Bekenntnisstandes“ verurteilen. Als vierten Punkt enthielt
die ursprüngliche Fassung ine Vertrauenserklärung für Friedrich VO  } Bodel-
schwingh, den „geistlichen Führer“ der regionalen Pfarrergruppen,
dessen Leitung auch das „Betheler Bekenntnis“ erarbeitet wurde.

Nachdem Wecschke auch Gerhard Jacobi iıntormiert hatte, Jacob,
Niemöller und Weschke den Plan ZUur Gründung des „Pfarrernotbundes“®

Nachmittag des gleichen Tages auf der Pfarrerversammlung bei Jacobi
VM Mıt der Zustimmung der hier versammelten Pftarrer und MIt Ver-
sendung einer Aufforderung ZUuU Beıitrıitt Aa1in Abend des gleichen ages
durch Martın Niemöller beginnt die „Geschichte“ des Ptarrernotbundes.

86 Die tolgende Darstellung stutzt sich auf den Bericht bei Kupisch a.a auf
Briefe Eugen Weschkes (ZA, 785/125 ff.), auf Tagebucheintragungen Martın Nıe-
möllers und autf zahlreiche mündliche Mitteilungen.

Dıie „Fassung Niemöller“ der „Verpflichtung des Pfarrernotbundes“ bei urt
Dietrich Schmidt, Dıie Bekenntnisse un grundsätzliıchen AÄußerungen a.aFT Ursprüngliche Fassung 1m B Ptarrernotbund

88 Der Name 1st wahrscheinlich schon auf dieser Versammlung ewählt worden,enn Kurt Scharf berichtet in einem Rundschreiben VO September (ZA; 83/57),ß sıch » vVeErganschNecnN Montag 1n Berlin eın Ptarrernotbund Aaus zunächst
80 Amtsbrüdern gebildet habe


